
Bundessozialgericht

? RAF67/85 lm Namen des Volkes

Verkündet am [theil
9. September 1986

in dem Rechtssheü

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbev011mächtigter: ......... ....... ‚...,

o nnnnnnnn to ....... . uuuuuuuuuu conc000.nnuo-uog

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündlicher

Verhandlung vom 9. September 1986 in Berlin

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Berlin vom 7. Mai 1985 wird zurück—

gewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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‚2-

G r ü n d e :

Der Kläger, ein türkischer Staatsangehöriger, der erstmals 1965

in die Bundesrepublik Deutschland eingereist ist und über eine

unbefristete Aufenthaltserlaubnis verfügt, erstrebt eine unbew

schränkte Arbeitserlaubnis.

Der 1936 geborene Kläger war mit einer Deutschen verheiratet

(1967 bis 1969) und hat nach seinen Angaben fünf Kinder, von de—

nen zwei in seinem Haushalt leben. In den vergangenen Jahren

stand der Kläger lediglich in kürzeren Arbeitsverhältnissen. An

ein Beschäftigungsverhältnis vom 10. Oktober bis 18. Dezember

1978 schloß sich ein Bezug von Arbeitslosenhilfe (Alhi) vom

23. Dezember 1978 bis 29. März 1979 an. Dieser Leistungsbezug

wurde wegen einer Heimreise beendet, von der der Kläger am

15. April 1979 zurückgekehrt sein will. Vom 25. Juli bis

26. Oktober 1979 stand der Kläger in einem
Beschäftigungsvers

hältnis; am 8. November 1979 meldete er sich erneut arbeitslos.

Seitdem ist der Kläger überwiegend arbeitslos, so auch seit dem

10. Juni 1982.

Die Beklagte erteilte dem Kläger wiederholt Arbeitserlaubnisse,

unbeschränkte, dh solche für Tätigkeiten jeder Art, 1968 und

1973. Zuletzt erhielt der Kläger eine Arbeitserlaubnis für eine

Tätigkeit als Schweißer bei der B. GmbH Berlin für die Zeit vom

30. März 1982 bis 29. März 1989. Den am 9. August 1982 ge—
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stellten Antrag auf eine unbeschränkte Arbeitserlaubnis lehnte

die Beklagte ab, ua weil der Kläger schon wegen der Zeit vom

27. Kira bis 24. Juli 1979 nicht ununterbrochen in den letzten

vier bzw fünf Jahren unselbständig erlaubt in der Bundesrepublik

Deutschland tätig gewesen sei (Bescheid vom 12. ■ugust 1982,

Hiderspruchsbescheid vom 26. November 1982). Die Klage hatte

Keinen Erfolg (Urteil des Sozialgerichts —SG- vom 20. Oktober

1983). Die Berufung hat das Landessczialgericht (LSG) zurückge-

wiesen (Urteil vom ?. Mai 1985).

L'F Begründung seines Urteils hat das LSG ausgeführt, dem Kläger

stehe die begehrte unbeschränäte Arbeitserlaubnis nach 3 19 ■r-

seitsförderungsgesetz (AFG), % 2 Abs 1 Nr 1 Arbeitserlaubnis-

vercrdnung (ArbErlaub?) nicht zu, weil er in den letzten fünf

Jahren vor Antragstellung nicht ununterbrochen eine unselbstän-

dige Tätigkeit im Geltungsbereich der Verordnung ausgeübt habe.

Die Fünfjahresfrist sei jedenfalls durch die Zeit vom 16. April

bis zum 24. Juli 1979 unterbrochen werden. Der Kläger könne sich

auch nicht auf Rechtsverscnriften der Europäischen Gemeinschaften

berufen. Art @ des Assoziationeratsbeschlusses Nr 1/80, der sich

auf das Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen der Eu—

ropqischen Nirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Türkei stütze,

habe die Fünfjahresfrist des % 2 Abs 1 Nr 1 ArbErlaubV zwar auf

vier Jahre verxürzt; indessen habe damit das Tatbestandsmeramal

L

der ununterbrochenen unselbständigen Tätigkeit nicht beseitigt

[ßwerden 5 wie sich aus der Vorschrift des Art b Abs 2 de0 ._
J

'_
I m

Beschlusses Nr 1/80 ergebe. Wenn nach dieser Verschrift nur Zei—

ten unverschuldeter Arbeitslosigkeit, die von den Behörden ord»

„ü..JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


nungsgemäß festgestellt worden seien, sowie die Abwesenheit negen

langer Krankheit die Ansprüche aus vierjähriger Tätigkeit nicht

berühuten, ergebe sich, der eine Zeit der Arbeitslosigxeit, säh—

rend der der Arbeitslose nicht bei einem Arbeitsamt gemeldet sei,

den Fristablauf unterbreche. Der UnterbrechungszeitraUs vom

16. April bis 2“. Juli 1979 habe zur Folge, daß die davorlie-

genden Beschäftigungszeiten nicht mehr berücksichtigt werden

könnten. Danach aber habe der Kläger nicht hinreichend lange ge—

arbeitet bau Gleichstellungszeiten aufsuweisen, um eine neue

Vierjahresfrist zu erfüllen. Der Kläger habe ferner keinen An—

spruch auf eine unbeschränxte Arbeitserlaubnis wegen einer be—

sonderen Härte (; 2 Abs 7 ArbErlaubv). Daß der Kläger seinen Un—

terhaltsverpflichtungen gegenüber seinen Kindern nicnt nachxommen

Kühne, reiche nicht aus. Unterhaltsverpflichtungen seien grund-

sätzlicn keine Härte; besondere Umstände seien nicht erkennbar.

Es müsse dem Kläger zugemutet werden, Sozialhilfe, Kindergeld und

Honngeld in Anspruch zu nehmen; daß die Inanspruchnahme der So-

zialhilfe eine Ausweisung ermögliche, rechtfertige solange Keinen

Härtefall, als eine Ausweisung, die im E'nessen stehe, nicht

tatsächlich drohe. Auch der langjährige Aufenthalt im Bundesge—

biet begründe seine besonderen Verhältnisse, allenfalls die damit

verbundene wirtschaftliche und soziale Integration; indessen habe

der Kläger seit 1976 jeweils nur in etwa dreimonatigen Beschäf—

tigungsverhältnissen gestanden. Daß der Kläger 1968 und 1973 eine

unbeschränkte Arbeitserlaubnis erhalten habe, sei unerheblicn.

Mit Recht habe das SG die Bereitschaft der Beklagten, dem Kläger

„eine beschränkte hrbeitserlaubnis zu erteilen, bei der Prüfunr C

der Härte zu seinem Nachteil berücksichtigt.
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Der ■läger rügt mit der Revision die Verletzung des & 19 RPG, des

S 2 ArbErlaubV, des Assoziationeabxcmmens einschließlich des Be-

schlusses Nr 1/80 und von Verfahrensrecht; er bringt hierzu ins-

besondere vor: Das LSG habe Verfahrensrecht verletzt, weil es auf

die 5ach— und Rechtslage im Zeitpunkt der Antragstellung abge—

stellt habe, nicht aber auf die Sachlage bei der letzten mündli-

chen Verhandlung vor dem Tatsachengericht. Auf diesen Zeitpunkt

'kcmne es jedoch bei der vorliegenden VerpflichtungSKlage an. wenn

das LSG hierauf abgestellt hätte, hätte sich ergeben, daß der

Kläger nach dem Bü. Juli 1979 erneut die Voraussetzungen für

eine unbeschränkte Arbeitserlaubnis erfüllt hätte. Das LSG ver-

zenne im übrigen Art 6 des Assoziationsratsbeschlusses Nr 1/80,

wenn es diese Bestimmung lediglich als Verkürzung der Fünfjah-

resfrist des % 2 Abs 1 ArbErlaubV verst9he; denn das Abkommen

habe den Zugang türkischer Arbeitnehmer zum europäischen Ar—

beitsmarkt erleichtern sollen und gelte daher für eine Vielzahl

von vertragsstaaten. Entgegen der Auffassung des LSG folge aus

Art 0 Abs 2 Satz 2 des Beschlusses Nr 1/80, wonach Zeiten unver-

schuldeter Arbeitslosigkeit und längerer Erkrankung auf die Er-

füllung der Anwartschaft nicht angerechnet würden, erworbene An—

spr3che indes nicht berührten, nicht, daß andere Unterbrechungs-

zeiten zum Verlust erworbener Anwartschaften führten; anderene

falls hätte auf eine ununterbrochene Beschäftigung abgestellt

werden müssen. Nach dem klaren Wortlaut der Bestimmung setze

Art 0 des Beschlusses hr 1/80 eine "ununterbrochene" Beschäfti-

gung nicht voraus. Auch der Zweck des Abkommens, durch eine ge—

genüber den in den verschiedenen Mitgliedstaaten der EWG beste-

henden Beschränkungen türkische Arbeitnehmer beim Zugang zum Ar-
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beitsmarxt zu privilegieren, spreche gegen den Rückgriff auf die

allgemeinen Vorschriften. Zwar könnten die H tgliedstaaten Ein—

zelheiten regeln (Art 6 Abs 3 des Beschlusses Nr 1/80), indes

gezielt für türkische Arbeitnehmer; auch das verbietet den Rück—

griff auf allgemeine Vorschriften. Da der Kläger seit seiner

Einreise Beschäftigungszeiten von weit über fünf Jahren aufzu-

weisen habe, stehe ihm die begehrte Arbeitserlaubnis zu.
'

Schließlich habe das LSG zu Unrecht einen Härtefall verneint. 018_

als schädlich angesehene Unterbrechung habe nur deshalb gering—

fügig die erlaubten drei Monate überschritten, weil die Beklagte

die Abmeldung des Klägers entgegengencwmen habe, ohne ihn darauf

hinzuweisen, daß er Anspruch auf einen Erholungsurlaub nach dem

Bundesurlaubsgesetz habe, ohne daß dies an seinem Ansprucn auft.'

Arbeitslosenunterstützung etwas ändere. Uäre ein entsprechender

Hinweis gegeben werden, hätte der Kläger während drei Wochen

seiner Abwesenheit Alhi bezogen. Entsprechend hätte sich die Un;

terbrechungszeit verkürzt, so daß sie nur zwei Monate und zwei

Wochen betragen hätte. Es sei ein Fall besonderer Härte, wenn
die.

schädliche Unterbrechungszeit durch mangelnde Aufklärung und_5e-

ratung der Beklagten verursacht sei.

Der Kläger beantragt,

die Urteile des LSG und des SG aufzuheben und die

Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 12. August 7982 p

in der Gestalt des Uiderspruchsbescheides vom 20. November_

1982 zu verpflichten, dem
Kläger

eine Arbeitserlaubnis

jeder Art zu erteilen.
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Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie legt eine Stellungnahme des Bundesministers für Arbeit und

Sozislordnung vom 11. Februar 1986 vor, derzufolge es naeh

Art 22 Abs 1 des Assoziationsabxommens und Art 2 des Abkommens

über die zur Durchführung des Assoziationsabkemmens zu treffenden

Maßnahmen und die dabei anzuwendenden Verfahren Sache der Mit-

gliedstaaten der EWGsei, in Bereichen, die in ihre Zuständigkeit

Fielen, die für die Anwendung der Beschlüsse des Assoziations—

rates erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Die Art und Weise der

Umsetzung sei ebenfalls Sache der Mitgliedstaaten. Gesetzgeberi-

scher Maßnahmen habe es nicht bedurft. Die notwendigen Ueisungen

seien gemäß 5 19 Abs 5 AFG mit Schreiben vom 10. Oktober 1980

_ 11 a e _ 24262/T 11 _ erteilt werden; an diese Weisungen sei

die Arbeitsverwaltung gebunden. Die Außenwirkung im Hinblick auf

die Antragsteller sei dadurch sichergestellt, daß die Arbeits-

verwaltung den Beschluß gleichmäßig anzuwenden habe-

Die Beklagte teilt die
Ansicht

des Bundesministers und trägt vor,

das LSG habe hiernach zu Recht Art 6 des Beschlusses Nr 1/80

nicht als geschlossene Sonderregelung mit unmittelbarer inner-

taatlicher Geltung angesehen. Der bereits in Art 6 Abs 3 des

Beschlusses Nr 1/80 engedeutete Rückgriff auf Bestimmungen der

Arb■rlaubV sei daher zulässig.'*
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II

Die Revision des Klägers ist unbegründet-

<

“r begehrt die Verurteilung der Bealagte■, ihm eine Arbeitser-F

laubnis "jeder Art" zu erteilen, dh eine Arbeitserlaubnis ohne

Beschränkung auf eine bestimmte beruflic'ne Tätig■eit und ohne

Beschränkung auf einen bestimmten Betri€b' DieSes mit der im De-

zember 1982 erhobenen Klage geltend gemachte Prozeäbegenren hät

sich durch Zeitablauf nicht erledigt. Zwar werden ArbeitserlaUD—

nisse ohne Beschränkung auf eine bestimf■te Tätigkeit und einen

bestimmten Betrieb auf zwei oder drei Jahre befristet, wenn sie

nach Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes unter Berücksich—

tigung der Verhältnisse des einzelnen Falles erteilt werden (S 19.

Abs 1 Satz 2 AFG, ;; 1 Nr 2, 4 Abs 1 Arb■rlaubV3; eine solche "

Frist, ab Klagerhebung gerechnet, wäre längst abgelaufen. Eine

unbesonränkte Arbeitserlaubnis wird aber aucn unabhängig von der

Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes erteilt (V51 3 19 Abs “

Satz 2 AFG, ; 2 ArbErlaubV; vgl ferner ■dErl vom 15. Juli 1977

zur Erteilune der Arbeitserlaubnis an türkische Arbeitnehmer betrD

r\
Erste Stufe der Freizügigkeit EG-Türkei - AHBu 1977, 1069 - und

RdErl vom 2a. November 1980 zur Erteilu■ä der Arbeitserlaubnis

an tür£iscne Arbeitnehner betr Zweite Stufe der Freizügigxeit

EG—Türtei — AREA 1981, 2). De Kläger begehrt auch nur eine Ar—"$

beitserlaubnis dieser Art. Für eine solche Arbeitserlaubnis gel—

ten günstigere Geltungsdauern von in der 39391 fünf Jahren (3 4

Abs 2 ArbßrlaubV), die noch nicht abgelaufen wären; sgfs eine

efristet zu erteilen, wenn_’
_3

O
"

Arbeitserlaubnisse hiernach sogar u
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der Arbeitnehmer sieh in den letzten acht Jahren ununterbrochen

rechtmäßig im Gelt ngsbereich der ArbErlaub? aufgehalten hat, was

im Falle des Kläge*s nicht ausgeschlossen werden kann. Der

Rechtsstreit hat sich auch nicht dadurch erledigt, daß die Be—

xlagte dem Kläger etwa aufgrund der Neufassung des ; 2 Abs 1 Nr 1

ArttrlaubV durch die Achte Verordnung zur Änderung der Arbeits#

erlaubnisverordnung vom Ed. Juli 1966 (BGBl I 1100) nunmehr eine

unbeschränkte Arbeitserlaubnis erteilt „atte.

Zutreffend ist das LSG davon ausgegangen, daß der Kläger einer

Arbeitserlaubnis bedarf, um in der Bundesrepublik Deutschland

(einschließlich des Landes berlin) abhängig tätig zu sein. nach

5 19 Abs 1 Satz 1 AFG benötigen alle Arbeitnehmer, die nicht

Deutsche im Sinne des ärt 116 Grundgesetz (GG) sind, eine Ar-

beitserlaubnis, soweit in zwischenstaatlichen Vereinbarungen

nichts anderes bestimmt ist. Weder das Niederlassungsabxommen

zwischen dem Deutschen Reich und der Türkischen Republik vom

12. Januar 1927 (RGBI II 70 und 45“), dessen Heitergeltung ab

1. März 1952 zwischen der Bundesregierung und der türkischen

Regierung vereinbart werden ist (3681 1952 II 608), noch das Ab-

kommen zur Gründung einer Assoziation zwischen der ENG und der

Türaei vom 12. September 1963 (BGBl 1964 II 510 und 1959; 53138

19bü, 3687 und 3702), das Zusatzprotokoll zum Abkommen vom

12. September 19b3 für die Übergangsphase der Assoziation vom

23. üovember 1970 (BGBl 1972 II 387 und 1973 II 113; ABlEG 1972

L 233/3 und L 293/62) oder die bisher ergangenen Beschlüsse des

Assoziationsrates enthalten Bestimmungen, nach denen für türki—

sche nrbeitnehmer im Rechtsraum der Europäischen Gemeinschaft
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.10_

-oder des AFG eine Arbeitserlaubnis entbehrlich wäre. Auch

Rechtsverschriften der Europäischen Gemeinschaften, die nach 3 19

Abs 5 AFG unberührt bleiben, sehen für Staatsangehörige der Tür-

kei nichts Abweichendes vor. Die für Angehörige der Mitglied—

4türkische tsatsan—r_
x;

staaten geltenden Vergünstigungen finden auf

‚_..L

gehörige keine Anwendung; denn die Türkei iub nicht Mitglied der

Europäischen Gemeinschaft.

Weder nach allgemeinem, grundsätzlich für alle nichtdeutschen

Arbeitnehmer geltenden bundesdeutschen Arbeitserlaubnisrecnt (1).

noch nach besonderen, nur für türkische Arbeitnehmer geltenden

Vorschriften (2) oder nach der die Erteilung von Arbeitserlaub—

nissen an türkische Arbeitnehmer betreffenden Praxis der Beklag-

ten (3) ist dem Kläger eine Erlaubnis unabhängig von der Lage und

Entwicklung des Arbeitsmarxtes zu erteilen.

T. Anspruchsgrundlage für eine solche Arbeitserlaubnis nach all-

gemeinen Bundesrecht ist 5 2 ArbErlaubV, die hier in der Be-

kanntmachung vom 12. September 1980 (BGBl I 175H; 1981 I 1255),

geändert durch die Sechste Änderungsverordnung vom 2“. September

1981 (BGBl I 1Cü2) und die Siebte Änderungsverordnung vom. u

@.
Juli 198ü (BGBl I 690) Annendung findet. Die während des Re-

visionsverfahrens eingetretenen Änderungen durch die erwähnte

Achte Änderungsverordnung greift nicnt Platz. Die Revision ist

nur dann begründet, wenn aufgrund des für den Zeitpunkt des

Schlusses der mündlichen Verhandlung vor dem LSG annendbaren

Rechts der Berufung stattzugeben war. Das durch die Achte Ände-

rungsverordnung geschaffene neue Recht, das daS LSG noch nicht
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..‘I‘I..

berücnsichtigen xonnte, wäre der Revisionsentscheidung daher nur

dann zugrundezulegen, wenn ihm rückwirkende Kraft zukäme. Das ist

jedcch nicht der Fall; denn nach ihren Art 3 ist die Änderungs-

vercrdnung erst
am'Tage

nach der am 30. Juli 1986 erfolgten

Verkündung in Kraft getreten.

a) Nach 3 2 Abs 1 Nr 1 ArbErlaubV (in der hier snwendbaren

sung) ist die Arbeitserlaubnis unabhangig von der Lage und Ent—

wicklung des Arbeitsmarktes und ohne die Beschränkungen nach 3 1

Nr 1 zu erteilen, wenn der Arbeitnehmer in den letzten fünf Jah-

ren vor Beginn der Geltungsdauer der Arbeitserlaubnis ununter-

brochen eine unselbständige Tätigkeit reCht■äßig im Geltungsbe-

reich der Verordnung ausgeübt hat. In diesen wie auch in den üb-

rigen in.; 2 ArbßrlaubV geregelten Fällen wird allein aus in der

Person des Ausländers liegenden Gründen auf den an sich nach a 19

Abs 1 AFG maßgeblichen Vorrang der deutschen bzw gleichgestellten

Arbeitnehmer verzichtet. Der VerordnungSgeber hat damit von der

ihm nach 5 19 Abs H Satz 2 AFG zustehenden Befugnis Gebrauch ge—

macht, für einzelne Personengruppen durch Rechtsverordnung von

den Maßstab des Vorrangs Ausnahmen zuzulassen (BSGE M3, 153, 159

.. J

: SCZR 4100 $ 19 Nr 2; BSG SozR 4210 3 2 Nr 9; BSC 54, 1M, 20 :

SozR ü100 % 19 Nr 16). Wie aus den Herten "vor Beginn der Gel-

tungsdauer der Arbeitserlaubnis" ersichtlich ist, Hnüpft der An-

spruch auf eine Arbeitserlaubnis nach 5 2 Abs 1 HP 1 ArbßrlaubV

an eine bestehende Existenzgrundlage an, deren weitere Wahrneh-

mung dem ausländischen Arbeitnehmer ermöglicht werden soll. Auch

für die Hiedererteilung einer unbeschränkten Arbeitserlaubnis

nach dem Ablauf der bisherigen müssen daher erneut die Voraus-
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setzungen des 5 2 Abs 1 Nr 1 ArbErlaubV erfüllt sein (BSGE 5”,

1“, 21 : SozR 4100 5 19 Nr 16). Es kommt deshalb nicht darauf an.

ob der Kläger früher die Voraussetzungen des 9 2 Abs 1 Nr 1

ArbErlaubV erfüllt hat, maßgebend ist allein, Ob er bEi der er-

neuten Antragstellung 1982 oder, wenn dies nicht der Fall gewesen

ist, jedenfalls bis zum Ende der mündlicnen Verhandlung vor der

letzten Tatsacheninstanz die erforderliche ununterbrochene Be-

schäftigung von fünf Jahren aufzuweisen hat.

1982 erfüllte der Kläger diese Voraussetzungen schon deshalb

nicht. weil er nach der Beschäftigung bis zum 18. Dezember 1978

(Eisenbau KG) mehr als drei Monate, nämlich bis zum

2ü. Juli 1979, eine unselbständige Tätigkeit rechtmäßig im Gel-

tungsbereich der Verordnung nicht ausgeübt hat. Zeiten bis zur '

Dauer von jeweils drei Monaten, in denen ein Arbeitsverhältnis

nicht besteht, unterbrechen zwar die Frist des 5 2 Abs 1 Nr 1

(gemeint ist die ununterbrochene unselbständige Tätigkeit in den

letzten fünf Jahren) nicht (5 2 Abs ü Nr 2 ArbErlaubV), längere

jedoch mit der Folge, daß der ausländische Arbeitnehmer zur Be-

gründung eines Anspruchs auf eine Arbeitserlaubnis nach 5 2 Abs 1

Nr 1 ArbErlaubV erneut eine ununterbrochene Beschäftigung von

fünf Jahren zurücklegen muß. Ausnahmsweise tritt die Unterbre-

chung allerdings nicht durch Zeiten ein, in denen der Arbeitneh-

mer Arbeitslosengeld (Alg) oder Unterhaltsgeld bezogen hat (5 2

Abs 8 Nr 1 ArbErlaubV). Das war hier jedoch nicht der Fall. Im

Anschluß an die Beschäftigung bis zum 18. Dezember 1978 hat der

Kläger nämlich nicht Alg, sondern Alhi bezogen, deren Bezug nach

5 2 Abs & ArbErlaubV nicht privilegiert ist. Da der Kläger erst
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am 25. Juli 1979 wieder in einem Beschäftigungsverhältnis stand,

hätte er frühestens 198“ die Anspruchsvoraussetzungen erfüllen

können; ihr Vorliegen hat die Beklagte 1982 daher zu Recht ver—

neint.

Auch bis zur mündlichen Verhandlung vor dem LSG an 7. Mai 1985

hat der Kläger die Anspruchsvoraussetzungen nicht erfüllt. Ent-

gegen den Angriffen der Revision hat das LSG nicht verkannt, daß

die Verpflichtungsklage auf Erteilung der Arbeitserlaubnis auch

dann begründet ist, wenn die Anspruchsvoraussetzungen bis zum

Schluß der mündlichen Verhandlung vor dem Tatsachengericht, auf

die das Urteil ergeht, erfüllt sind (Urteil 5 7). Nach seinen

Feststellungen hat das LSG indes die Erfüllung der Anspruchs-

vorsussetzungen auch zu diesem Eeitpunxt verneinen müssen. Es hat

nämlich festgestellt, daß der Kläger seit dem 8. November 1979,

unterbrochen durch kurzfristige Beschäftigungen und eine Krank-

heitszeit, überwiegend arbeitslos war und seit dem 10. Juni 1982

erneut arbeitslos ist. An diese Feststellungen, die die Revision

nicht mit zulässigen und begründeten Revisionsrügen angegriffen

hat, ist der Senat gebunden (3 163 SGG). Ist der Kläger aber von

Juni 1982 bis zur mündlichen Verhandlung am 7. Mai 1985 ar—

beitslos gewesen, ist eine Veränderung in dem maßgebenden Sach—

verhalt seit der Entscheidung der Beklagten nicht eingetreten.

b) Nach $ 2 Abs ? ArbErlaubV kann die unbeschränkte Arbeitser—

laubnis ferner dann erteilt werden, wenn die Versagung nach den

besonderen Verhältnissen des Arbeitnehmers eine Härte bedeuten

würde. Auch diese Anspruchsgrundlage rechtfertigt das Begehren
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des Klägers nicht.

Die Auslegung der unbestimmten Rechtsbegriffe der besonderen

Verhältnisse und der Härte ist, wie der Senat schon entschieden

hat (vgl BSGE 5ü, 1a, 21 f = 5023 ü100 ; 19 Nr 16), an den dweck

der Hürteklausel auszurichten. Dieser besteht im wesentlichen

dar'n, aus sozialen Gründen die Beschäftigung des ausländischen

Arbeitnehmers auf dem deutschen Arbeitsmarkt zu ermöglichen, auch

wenn die Beschäftigung den Vorrang der deutschen und der ihm

gleichgestellten ausländischen Arbeitnehmer widerspricht. Die für

ausländische Arbeitnehmer allgemein gültigen Verhältnisse be—

gründen einen Härtefall daher nicht und besondere Verhältnisse

nur, wenn sie stürkeres Gewicht haben als der Vorrang der deut-

schen und der ihnen gleichgestellten ausländischen Arbeitnehmer.

Die besonderen Verhältnisse müssen deshalb der Grund dafür sein,

daß die Verengung der Arbeitserlaubnis eine Härte bedeutet. dann

der Verordnungsgeber aus den in der Person des Ausländers lie-

genden Gründen den Vorrang der deutschen und der ihnen gleich-

gestellten ausländischen Arbeitnehmer zurücrtreten läßt, ergi t

sich aus den übrigen in 3 2 ArbErlaubV geregelten Fällen. An die

Wertung, die diesen Fallgruppen zugrunde liegt, und die Grenz-

ziehung, die der Verordnungsgeber dabei vorgenommen hat, kann

angeknüpft werden. Allerdings Kann eine Härte nicht allein mit

der Begründung verneint werden, der Antragsteller erfülle nicht.

die Voraussetzungen, die die ArbErlaubV an anderer telle zur

An5pruchsbegründung aufstellt; denn 5 2 Abs ? ArbErlaubV ist auch

für solche Fälle eine Auffangvorschrift (vgl BSGE 43, 153. 157 =

5022 h100 & 19 Nr 2). Danach hat das LSG zu Recnt einen Härtefall
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verneint.

Da ; 2 Abs 1 Nr 1 ArbßrlaubV an die Existenzgrundlage anknüpft,

die unmittelbar vor der Geltungsdauer der zu erteilenden Ar—

beitserlaubnis besteht, ist es im allgemeinen nicht hart, denn in

Ernangelung einer solchen Existenzgrundlage eine unbeschränkte

Arbeitserlaubnis versagt wird. Hart ist die Versagung der Ar—

beitserlaubnis auch nicht deshalb, weil dem Kläger 1968 und 1973

unbeschränkte Arbeitserlaubnisse erteilt norden sind. Diese Ar-

beitserlaubnisse waren befristet, so daß der Kläger sich nicht

Üdquf einrichten dur te, nach Ablauf der Frist weitere unbe-

schränate Arbeitserlaubnisse zu erhalten. Grundsätzlich folgt

aucn aus der Dauer des Aufenthalts in der Bundesrepublik

Deutschland kein Härtefall. Allerdings kann die mit einem län-

geren Aufenthalt im Bundesgebiet verbundene wirtschaftliche und

soziale Integration des ausländischen Arbeitnehmers gebieten, ihm

auch unabhängig von Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes zum

deutschen Arbeitsmarkt zuzulassen, zB nenn er auf eine Erwerbs-

tätigaeit angewiesen ist und infolge seines langjährigen recht—

mäßigen Aufenthalts oder seiner langjährigen rechtmäßigen Tätig—

keit in Deutschland in seiner Heimat keine hinreicnende Existenz

mehr zu finden vermag (BSGB 5M, 1M, 23 : SOZR 4100 i 19 Nr 16).

Eine solche Fallgestaltung ist hier indessen scnon in Ermangelung

einer ausreichenden wirtschaftlichen Integration nicht gegeben;

denn der Kläger ist seit 1976 nur mit Unterbrechungen und jeweils

nur wenige Monate beschäftigt gewesen.

;4.Auch der Umstand, daß ein ausländischer Arbei„nehmer Unterhalts-
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pflichten zu erfüllen hat, stellt, wie der Senat schon entschie-

den hat (BSG SozR 4210 3 2 Nr 10), grundsätzlich Keine Härte der;

des gilt selbst dann, wenn die unterhaltebereehtigten Kinder in

Zeiten geboren werden sind, in denen daß Einkommen des Arbeit-

nehmers in der Bundesrepublik gesichert war. Allerdings Kann bei

besonderen Verhältnissen eine Ausnahme möglich sein; sie kommt in

Betracht, wenn die Nicnterteilung der unbeschränkten Arbeitser-

laubnis in wirtschaftlicher und sozialer Hin510ht Auswirkungen

besonderer Art auf die Familie hat (vgl BSG SozR 4100 3 19 Nr 6)-

Solche besonderen Verhältnisse sind hief nicht festgestellt und

auch vom Kläger nicht geltend gemacht werden.

Ob der Umstand, daß ein ausländischer Arbeitnehmer, wenn er nicht

arbeiten darf, der Gefahr ausgesetzt ist, gemäß 3 10 Abs 1 Nr 10

Ausländergesetz (AuslG) ausgewiesen zu nerden, W811 er den Le-

bensunterhalt für sich und seine unterhältöbereChtißten Angehö—

rigen nicht ohne Inanspruchnahme von Sozialhilfe bestreiten kann,

geeignet ist, einen Härtefall zu begründen, bedarf hier Keiner

Entscheidun ; denn der Kläger kann nege■ des Bezugs von 502131-

hilfe nicht ausgewiesen werden. Das folgt aUS den EUFOPÄiSCÜGH

Fürsorgeabkommen vom 11. Dezember 1953 (5631 1956 II 56“), dem

sowohl die Bundesrepublix Deutschland al$ auch die Türkei beige-

treten sind. Nach Art 6 Abs a des Abxommens darf ein Vertrags—

schließender einen Steatsangehörigen eines anderen Vertrags-

schließenden, der in seinem Gebiet erlaubt seinen gewöhnlichen

Aufenthalt hat, nicht allein aus dem Grunde der Hilfsbedürftig-

keit rücxschaffen. Eine Rücxschaffung wegen Hilfsbedürftigkeit

ist znar in bestimmt n Ausnahaefällen möglich (Art 7 des Abkom—
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...
.

mens); ein solcher Fall ist hier indes infolge des langjähriger

Aufenthalts des Klägers in der Bundesrepublik Deutschland nicht

gegeben. Allerdings schließt Art 6 Abs & des Europäischen Für—

sorgeabx0mmens nach der bestrittenen Rechtsprechung des Bundes-

verwaltungsgerichts (BVerwG) die Befugnis der Ausländerpolizeiw

benürde nicht aus, wegen Hilfsbedürftigkeit eine weitere Aufent-

haltserlaubnis abzulehnen, weil das Rückschaffungsverbot nur

aufenthaltsbeendende behördliche Maßnahmen während der Dauer

eines erlaubten Aufenthalts, insbesondere während der Geltungs—

dauer einer
Aufenthaltserleubnis

betreffe (BVerwG Buchholz “02.24

g 2 äuslG Nrn 32 und 33; BVerwGE 66, 29, 33 : Buchholz aaO

Nr j7). Das aber kann dem Kläger nicht zum Nachteil gereichen,

weil-er über eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis verfügt und

daher keiner erneuten Erlaubnis bedarf.

Scueit die Revision schließlich geltend macht, die Beklagte habe,

1979 die Abmeldung des Klägers in die Türkei entgegengencmmen,

ohne ihn pfliohtgemäd darauf hinzuweisen, daß er trotz der Rück-

reise für drei Hochen Alhi weiterbeziehen könne, und hieraus eine

harte ableitet, vermag dies eine Rechtsverletzung des LSG nicht

zu begründen. Die Revision stützt sich insoweit auf Tatsachenbe—

hauptungen‚ die erstmalig im RevisiOnsverfahren vorgebracht nor-

den sind; solcne neu vorgebrachten Tatsachen kann das Revisions-

gericnt nicht berücksichtigen. Im übrigen ist in diesem Zusam—

menhang darauf hinzuweisen, daß schon durch die beschäftigungs—

lese Leit vom 19. Dezember 1978 bis 2%. März 1979
die

Beschäf—

tigung bis zum 18. Dezember 19?8 iS des 3 2 Abs 1 Nr 1

ArbErlaubV in schädlicher Heise unterbrochen werden war.
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2. Auch nach Maßgabe besonderen, Für türkische Arbeitnehmer gel-

tenden Arbeitserlaubnisrechts hat der Kläger keinen Anspruch auf

eine Arbeitserlsubnis unabhängig von Lage und Entwicklung des

Arbeitsmarktes.

a) Das schon erwähnte Niederlassungsabkcmmen zwischen dem
Deut-

schen Reich und der Türkischen Republik von 1927 enthält
keine

entsprechende Anspruchsgrundlage. Nach Art ü dieses Abkommens

haben die Staatsangehörigen jedes vertragsschließenden Teils auf

dem Gebiet des anderen Teils zwar das Recht, jede Art von Indu-

strie und Handel zu betreiben und jede Erwerbstätigkeit und jeden

Beruf auszuüben; indessen stehen diese Befugnisse unter der Ein;

schränkung, daß die Landesgesetze und Verordnungen zu beachten

sind und dieses Recnt nicht Platz greift, soweit Industrie, Han-

del, Erwerbstätigkeiten und Berufe nicht den eigenen Staats-

angenörigen vorbehalten sind. Eine entsprechende Vorbehaltsre—

gelung enthält jedoch 3 19 AFG, durch den grundsätzlich Arbeit—

nehmer, die nicht Deutsche sind, zum deutschen Arbeitsmarkt nur“

“zugelassen werden, wenn der Vorrang der Deutschen beachtet werden

. Es stellt sich daher nicht die Frage, ob der später als desrris

Gesetz über den deutsch—türkischen Hendelsvertrag und das

deutsch-türkische Niederlassungsabkommen vom 15. März 1927 (BGBl

II 53) erlassene % 19 AFG als das jüngere Gesetz in seinem An-

nendungsbereich Art 4 des Hiederlassungsebkcnmens außer Kraft

gesetzt hat, weil nach dem Hortlaut des % 19 Abs 3 AFG zwar

Rechtsverschriften der Eurbpäischén Gemeinschaften und 3 17 Abs 1

des Gesetzes über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer, nicht

aber abweichende Bestimmungen in völkerrechtlichen Verträgen un-
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berührt bleiben.

b) Ebenso lassen sich aus dem Abkommen zur Gründung einer Asso—

ziation zwischen der EWG und der Türkei von 1963 und dem Zusatz-

protoxoll für die Ubergang5phase der Assoziation von 1970 Keine

unmittelbaren Rechtsansprüche türkischer Staatsangehöriger auf

eine Arbeitserlaubnis in der Bundesrepublik Deutschland ableiten.

(1) Das Assoziationsvertragswerk ist nicht nur von den Mit-

gliedstaaten der Gemeinschaft, sondern auch von der EWG selbst

abgeschlossen werden. Ein solcher Abschluß als "gemischtes Ab-

kommen“ hat zur Folge, daß den Bestimmungen des Vertragswerkes

innerhalb eines Mitgliedstaates nicht nur als jeweiliges natio-

nales, sondern auch als ggfs gleichlautendes Gemeinschaftsrecht

Geltungskraft zukommen kann; denn ein von der EWG abgeschlossenes

Assoziierungsabkommen ist kraft dessen Bestandteil der Gemein-

schaftsrechtsordnung (vgl EuGHE 197u, ung, Abo), und das Zusatz-

prctokoll hat der Rat durch Verordnung (EWG) Nr 2760/72 vom

19. Dezember 1972 (ABlEG L 293/1) im Namen der Gemeinschaft ge-

schlossen, gebilligt und bestätigt, die in allen ihren Teilen

verbindlich ist und unmittelbar in jedem Mitgliedstaat gilt. Im

vorliegenden Falle Kann dahinstehen, ob die hier einschlägigen

Bestimmungen des Assoziaticnsvertragswerkes über die Freizügig-

Keit der Arbeitnehmer dem vorrangigen Gemeinschaftsrecht angehö—

ren oder dies etwa deshalb nicht der Fall ist, weil der Gemein—

schaft für die Gewährung der Freizügigkeit an Angehörige dritter

Staaten keine Kompetenz zusteht, vielmehr die Freizügigkeitsver-

pflichtungen allein die Mitgliedstaaten treffen und Rang und
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Wirkung des Assoziationsvertragswerkes insoweit nur nach den

allgemeinen Grundsätzen über die Hirkungsweise völkerrechtlicher

Verträge im nationalen Recht zu beurteilen sind (so Heilbronner,

Ausländerrecht, Rdz 88ü f; derselbe EuR 198ü‚ Bü ff, jeweils

mwN). Kraft Gemeinschaftsrechts könnte dem Kläger ein Rechtsan—

spruch nämlich nur zustehen, wenn das Assoziationsvertragswerk

selbst ein Recht türkischer Staatsangehöriger begründet hätte,

sich vor Gericht auf das Abkommen zu berufen, um Freizügigkeit im

Recntsraum der EWG bzw im Rechtsraum eines Hitgliedstaates gel-
‘

tend zu machen. Das ist jedoch nicht der Fall.

Die aufgeworfene Frage, für deren
Beantwortung

auf Wortlaut, Sinn

und Aufbau des Vertragswerkes abzustellen ist, wäre zu bejahen,

wenn klare, eindeutige und inhaltlich bestimmte Verpflichtungen

bestünden, deren Erfüllung und Wirkung nicht von weiteren

Rechtsakten abhängig wären, insbesondere weder einem ausdrück-

lichen oder nur stillschweigenden Vorbehalt der Gemeinschaft oder

eines Mitgliedstaates unterlägen (VEl EuGHE 1972, 1219, 1228 f;

1976, 129, 1u1; 1982, 1331, 1350). Davon kann jedoch keine Rede

sein, jedenfalls nicht für die hier allein maßgebende Rechtslage

vor dem 1. Dezember 1986, dh vor dem Ende des 22. Jahres nach

dem Inkrafttreten des Abkommens, bis zu dem nach dem Wortlaut des

Art 36 Abs 1 des Zusatzprotokolls die Freizügigkeit der Arbeit-

nehmer zwischen den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und der

Türxei hergestellt wird (vgl zur Rechtslage nach dem 30. Novem—'

ber 1986 Hailbronner EuR 1984, 59, 71 ff; Krück EuR 1984, 289,

307). Eine Abrede, in der lediglich eine Regelung in Aussicht

gestellt wird und von vornherein mehrere unterschiedliche Rege-
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lungen denkbar sind, die der Abrede entsprechen, genügt den Be-

stimmtheitsanforderungen nicht. So aber liegen die Dinge hin—

sicntlich der Freizügigaeit der Arbeitnehmer innerhalb der A3—

soziation.

In Art 12 des Assoziaticnsabkommens haben die Vertragsparteien

lediglich vereinbart, sich von den Art “8, 39 und 50 des Ver-

trages zur Gründung der EWG leiten zu lassen, um untereinander

die Freizügigkeit der Arbeitnehmer schrittweise herzustellen.

Damit ist weder etwas letztlich Verbindliches über die verza-

nehmenden Schritte noch darüber gesagt, sie die innerhalb der

Assoziation zu gewährende Freizügigxeit schließlich aussehen

wird. Auch das Zusatzprotokoll hat diese Fragen Keiner endgül—

tigen Lösung zugeführt. Art 36 Abs 1 des Zusatzprotokolls enthält

lediglich einen Zeitplan, demzufolge die Freizügigkeit der Ar—

beitnehmer zwischen den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und der

Türkei nach den Grundsätzen des Art 12 des Assoziaticnsabkommens

zwischen dem Ende des 12‚ und des 22. Jahres nach dem Inkraft—

treten des Abkommens schrittweise hergestellt wird. Die hierfür

erforderlichen Regeln enthält das Zusatzprotokoll nicht, diese

legt nach Art 36 Abs 2 des Zusatzprotoxolls vielmehr der Asso—

ziationsrat fest. Daß das die Assoziation begründende Vertrags-

wera sich letztlich jeglicher verbindlicher Regelung der Freizü—

gigkeit der Arbeitnehmer enthalten hat, erhellt schließlich

Art 38 des Zusatzprotokolls. Nach dieser Vorschrift kann nämlich

der Assoziationsrat bis zur schrittweise. Herstellung der Frei—

zügigxeit alle Fragen im Zusammenhang mit der geographischen und

beruflichen Mobilität der Arbeitnehmer türkischer Staatsangehün
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rigkeit, insbesondere die Verlängerung der Gültigkeitsdauer der

Arbeits— und Aufenthaltsgenehmigungen prüfen, um die Beschäfti—

gung dieser Arbeitnehmer in jedem Mitgliedstaat ZU erleichtern,

und zu diesem Zweck Empfehlungen an die Mitgliedstaaten richten.

Die die Freizügigkeit betreffenden Artikel der genannten Verträge

berechtigen damit offensichtlich nicht die Gemeinschaftsangehö-

rigen bzw die Staatsangehörigen der Türkei. Angesichts dieses

eindeutigen Befundes stellt sich nicht die Frage, ob der Senat

ein die Auslegung der die Freizügigxeit betreffenden Bestimmungen

des Assoziationsvertragswerkes berührendes Rechtsproblem dem Ge—'

richtshof der Europäischen Gemeinschaften gemäß Art 177 des Ver-

trages zur Gründung der EWG vom 25. März 1957 — EHGV - (BGBl II

700 und 1678; 1958 II 6ü) vorlegen dürfte bzw müßte (vgl hierzu

Heilbronner EuR 198ü, Bü, 67 f).

(ii) Aus den gleichen Erwägungen kann ein Rechtsanspruch eines

türkischen Arbeitnehmers auf Freizügigkeit innerhalb der Bundes-

republik Deutschland nicht aus dem Umstand abgeleitet werden, daß

die für die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften dem

Abxcmmen durch Gesetz vom 13. Mai 1964 (BGBl II 509) und dem

Zusatzprotokoll durch Gesetz vom 19. Mai 1972 (BGBl II 385) die

nach Art 59 Abs 2 GG erforderliche Zustimmung gegeben haben. Zwar

erschöpft sich die rechtliche Bedeutung solcher Zustimmungsge—

setze nicht darin, daß von ihrem Erlaß das verfassungsgemäße Zu-

standeaommen des völxerrechtlichen Vertrages abhängt; Gesetze

dieser Art transformieren vielmehr zugleich den Inhalt des völ-

Kerrechtlichen Vertrages in innerstaatliches Recht, indem sie ihn
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sowohl für die staatlichen Organe als auch für den innerstaatli-

chen Rechtsunterworfenen verbindlich machen. Indessen Können

durch ein Lustimmungsgesetz nur solche völkerrechtlichen Ver—

tragsbestimmungen in unmittelbar anwendbares Recht umgesetzt

werden, die alle ttribute aufweisen, die einem Gesetz nach in—

nersteatlichem Recht anhaften müssen, um Ansprüche und diesen

Ansprüchen entsprechende Verpflichtungen zu begründen. Die völ-

kerrechtliche Vertragsbestimmung muß deshalb nach Hortlaut, Zwecx

und Inhalt geeignet sein, wie eine innerstaatliche Gesetzesvor-

schrift rechtliche Wirkungen auszulösen (vgl BVerfGE 6, 290,

293 F; 29, 348, 360; BGHZ 17, 309, 313 f; BVernüß au, 156, 1b0),

woran es hier fehlt.

Da Assoziationsabkommen und das Zusatzprotokoll mögen völker-C
};

recntliche Rechte und Verpflichtungen für die Vertragsparteien,

dh einerseits die Republix Türkei und andererseits die Gemein-

schaft sowie die Mitgliedstaaten oder aber entweder die Hit«

gliedstaaten oder die Gemeinschaft allein (vgl dazu die aus—

legende Erklärung zur Bestimmung des Begriffs "Vertragsparteien"

im Assoziaticnsabkommen‚ BGBl 1964 II 552) geschaffen haben, das

Arbeitserlaubnisrecht von einem gewissen Zeitpunxt an in be-

stimmter Weise zu gestalten. Ein Rechtsanspruch des einzelnen

türxischen Staatsangehörigen auf Erteilung einer entsprechenden

Arbeitserlaubnis ist jedoch hierdurch nicht begründet werden

(Heilbronner, Ausländerrecht, Rdz 886 f; ebenso zum Aufenthalts—

recht Hichtannahmebeschluß des BVerfG ven 21. Hai 198“ - LFSH/

sen 1985, 225 -).
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c) Schließlich kann ein Rechtsanspruch eines türkischen Staats-

angehörigen auf eine Arbeitserlaubnis unabhängig von Lage und

Entwicklung des Arbeitsmarktes auch nicht aus den in den Anlagen

zu den Runderlassen der Beklagten vom 15. Juli 1977 (ANBA 19T7‚

1089) und vom 2“. November 1980 (ANBA 1981, 2) auszugsweise

abgedruthen Beschlüssen des Assoziationsrates Nr 2/76 und

Nr 1/80 vom 19. September 1980 abgeleitet werden. Insoweit fehlt

es schon am Rechtsanwendungsbefehl eines für den Rechtsraum der

EWG bzu den Rechtsraum der Bundesrepublik Deutschland zuständigen_

Normgebers; denn weder hat die Gemeinschaft eine die ergangenen
.

Beschlüsse in sekundäres Gemeinschaftsrecht umsetzende Verordnung

erlassen noch haben die für die Gesetz- und Verordnungsgebung

nach dem GG berufenen Körperschaften die getroffenen Regelungen

in Bundesrecht transformiert. Eine Umwandlung der aus den Asso-

ziationsratsbeschlüssen folgenden völkerrechtlichen Verpflich—

tungen der Gemeinschaft bzw einzelner Mitgliedstaaten in Gemein-

schafts- bzw Bundesrecht wäre indes zur Annahme eines Rechtsan-

spruchs erforderlich; denn anders als den Verordnungen der EWG

kommt den Beschlüssen des Assoziationsrates nicht die Wirkung zu,

daß ihr Inhalt unmittelbar in jedem der Rechtsräume der an der

Assoziation beteiligten Völkerrechtssubjekte gilt.

Die Qualität unmittelbar anwendbaren innerhalb des Rechtsraumes

der Assoziation geltenden Rechts könnte Beschlüssen des Asso-

ziationsrates nur dann zukommen, wenn die Bundesrepublik durch

die gemäß-Art 59 Abs 2 GG ergangenen Gesetze zum Assoziatione—

abkommen und zum Zusatzprotokoll die Assoziation gemäß Art 2“

Abs 1 GG ermächtigt hätte, mit unmittelbarer wirkung im Inland
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Recht zu setzen, bzw die ENG durch den Abschluß der beiden Ver-

tragswerke Entsprechendes bewirxt hätte- Indessen kann ausweis-

lich des Vertragsserkes von einer solchen Übertragung VON R€C■ts

setzungsbefugnissen an die Assoziation keine Rede 5€in. Hin—

sichtlich der Verbindlichkeit der Beschlüsse des Assoziatione-

rates für die Vertragsparteien dürfte freilich zu unte‘ßcheiden

sein, ob die Beschlüsse nur Empfehlungen enthalten (Art 22 Abs 1

Satz 3 Assoziationeabkommen), in Sonderheit, wenn ein gemeinsames

Tätigwerden der Vertragsparteien erforderlich erscheint, die

hierfür erforderlichen Befugnisse in dem Abkommen j€d00h nicht

vorgesehen sind (Art 22 Abs 3 Assoziationsabkommen), oder ob dem

Assoziationsrat auch das Recht eingeräumt werden i5t‚ BEStim-

mungen zu treffen (vgl Art 8 Assoziatichsabkommen). U35 die

Durcnführung der Beschlüsse angeht, sieht Art 22 Abs 1 Satz 2

Assoziationsabkommen lediglich vor, daß jede der beiden Parteien

verpflichtet ist, die zur Durchführung d€F Beschlüsse erforder-

lichen Maßnahmen zu treffen. Eine Vorschrift, nach der Beschlüsse

allgemein oder auf bestimmten Gebieten unmittelbar innerhalb des

Rechtsraumes jeder Vertragspartei gilt, wie sie etwa Art 189

Abs 2 EUGV vorsieht, fehlt. Folgerichtig fehlt es auch an einer

Regelung, daß und wo die Beschlüsse zur Begründung ihrer Gel—

tungsäreft für die Rechtsunteruorfenen der Vertragsparteien ZU

veröffentlichen sind.

Daß den Beschlüssen des Assoziationsratäs Keine unmittelbare

Geltung im Rechtsraum der Gemeinschaft bzw eines Mitgliedstaates

zukommen sollte, ergibt sich schließlich aus dem Abxommen vom

12. September 1963, das die im Rat vereinigten Vertreter der
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Regierungen der Mitgliedstaaten der EWG über die zur Durchführung

des Assoziationsabkommens zu treffenden Maßnahmen und die dabei

*nzuwendenden Verfahren geschlossen haben (8681 196% II 558).

Dieses Abkommen geht nämlich davon aus, daß Beschlüsse und Emp-

fehlungen des Assoziationsrates zu ihrer Anwendbarxeit innerhalb

der EWG bzw innerhalb der Mitgliedstaaten weiterer Maßnahmen be-

dürfen. Art 2 des Abkommens sieht daher vor, daß die Anwendbar-

keit der Beschlüsse und Empfehlungen des Assoziationsrates, die

zur Zuständigkeit der EWG gehören, vom Rat nach Stellungnahme der

Kommission ausgesprochen wird, während dann, wenn die Beschlüsse

und Empfehlungen des Assoziationsrates ein Gebiet betreffen, das

nicht zur Zuständigkeit der EWG gehört, die Mitgliedstaaten die

für die Anwendung erforderlichen Maßnahmen treffen.

Auch die Beschlüsse des Assoziationsrates richten sich somit an

die Vertragsparteien als Völkerrechtssubjehte und nicht an die

Staats— bzw Gemeinschaftsangehörigen der Vertragsparteien. Ent-

gegen der in dem Urteil des LSG Bremen vom 21. Juni 1984 - L 5

Ar 7/84 - (Infäuis 1985, 171) vertretenen Auffassung hat auch

das Zusatzprotokoll darin keine Veränderungen gebracht. Zwar

dürfte Art 36 des Zusatzprotoxolls die Befugnisse des Assozia—

tionsrates erweitert haben. Nach Art 36 Abs 2 des Zusatzpro-

tokolls legt nämlich der Assoziationsrat die Regeln fest, die für

die schrittweise Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer

zwischen den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und der Türkei er-

forderlich sind, die nach Art 36 Abs 1 des Zusatzprotokolls nach

den Grundsätzen des Art 12 des Assoziaticnsabkommens zwischen dem

Ende des 12. und dem Ende des 22. Jahres nach dem Inkrafttreten
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des Assoziierungsabkommens hergestellt wird. Indessen folgt dar-

aus lediglich, daß der Assoziationsrat nunmehr auc„ hinsicntlicn

der FFEiZÜ igxeit Regeln festlegen nenn, das besagt jedoch nichts

über die innerstaatliche bzw innergemeinschaftliche unmittelbare

Hiraung solcher Bestimmungen. Es gilt deshalb nach wie vor, daß

Beschlüsse des ässoziationsrates nicht unmittelbar im europä-

ischen Gemeinschaftsraum oder im Rechtsraum der Mitgliedstaaten

gelt n; sie bedürfen vielmehr einer Umwandlung durch Akte der EWG

oder des einzelnen Hitgliedstaates (Blechmann, Europarecht,

2. Aufl 1978, S 220; Heilbronner, Ausländerrecht, Rdz 888 f; aA

wohl Biebacx, Arbeitserlaubnisrecht, S 18“ f).

Gegen die unmittelbare Anwendbarkeit der auf dem Gebiete der

I"? ZU*1
1

‚.. onigkeit bisher ergangenen Beschlüsse Nr 2/76 und 1/80

sprechen im übrigen diese selbst. Abgesehen davon, daß keiner

dieser Beschlüsse zur Begründung einer allgemeinen Geltungskraft

für alle Angehörigen der assoziierten Staaten veröffentlicht

werden ist, sehen beide Beschlüsse ausdrücklich in ihren Schluß?

bestimmungen vor, daß die Vertragsparteien jeweils für inres Be-

reich die zur Durchführung der Beschlüsse erforderlicnen Maßnah—

men treffen (Art 12 Beschluß Nr 2/76, vgl ANBA 1977‚ 1091; Art 29

Beschluß Nr 1/80, insoweit in der Anlage zum RdErl vom 24. No-

vember 1980, ABBA 1981, 2 nicht abgedruckt). Hinzu Kommt, daß

beide Beschlüsse die Festlegung der Einzelheiten der Vorschriften

über den verbesserten Zugang eines türkischen Arbeitnehmers zum

Arbe'tsmarkt eines Mitgliedstaats, dem der Arbeitnehmer schon

angehört, ausdrücklich einzelstaatlichen Vorschriften überläßt

(Art 2 Abs 3 Beschluß Nr 2/76; Art 6 Abs 3 Beschluß Nr 1/80) und
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den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft die Möglichweit eröffnet,

von der Anwendung dieser Vorschriften abzusehen, wenn der Ar-

beitsmarkt Störun en ausgesetzt oder von Störungen bestimmter Art

bedroht ist (Art 6 Beschluß Nr 2/76, Art T2 Beschluß Nr 1/80). Im

übrigen bedürfen die üeschlüsse schon angesichts der von ihnen

verwandten mehrdeutigen Begriffe (zB Freier Zugang, kurzfristige

Abwesenheit wegen Krankheit/Abwesenheit wegen langer Krankheit,

unverschuldete Arbeitslosigkeit, Familienangehöriger, Kinder)

einer präzisier€nden Umwandlung, um i‚nerhalb der EWG bzw inner-

halb der Mitgliedstaaten rechtsstaatlich angewandt werden zu

Können.

3. Folgt hieraus, daß in Ermangelung anwendbaren Gemeinschafts-

bzw Bundesrechts dem türkischen Staatsangehörigen grundsätzlich

keine gerichtlich durchsetzbaren Ansprüche auf die Maßnahmen zu-

stehen, die die Assoziationsratsbeschlüsse auch für den deutschen

Arbeitsmarkt vorgesehen haben, so kann der türkische Staatsange—

hörige gleichwohl einen Anspruch auf eine unbeschränkte Arbeits-

erlaubnis unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung (Art 3 GG)

haben, wenn und soweit die Beklagte, um durch die Assoziation

begründete Verpflichtungen der EWG bzw der Bundesrepublik

Deutschland zu erfüllen, türkischen Arbeitnehmern Arbeitserlaub-

nisse erteilt, obwohl nach Haßgabe des allgeneinen, für alle

nichtdeutschen Arbeitnehmer geltenden bundesdeutschen Arbeitser-

laubnisrechts eine Erlaubnis nicht erteilt werden wenn. Das ist

dann der Fall, wenn ihm eine Arbeitserlaubnis verweigert wird,

die die Beklagte bei im übrigen gleichen Umständen anderen tür-

kischen Arbeitnehmern zu erteilen pflegt. Einem solchen auf Art 3
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GG gegründeten Anspruch steht 5 19 AFG nicht entgegen; denn die

dort getroffene Regelung ist nicht derart abschließend, daß die

Praxis der Beklagten, auch wenn sie bis 233 Erlaß EHtSPF€ChEHUGH

Gesetzes— bzw Verordnungsrechts sich nicht auf innerstaatlich

annendbares Recht zu stützen vermag, alß rechtswidrig angesehen

werden müßte.

Im vorliegenden Rechtsstreit kommt es deshalb nicht auf die von

der Revision in den Vordergrund gestellte, die VÖlK€PF9Ch€110HE

Verpflichtung der Vertragsparteien der ßssoziaticn betreffende

Frage an, ob der in Art 6 Abs 1 — 3. SpiegelstriCh — des 3530—

2idLiO■öFä■ßb€ö€hlü53€ö Nr 1/80 vorgesehene Zugang ZU jeder Be-

schäftigung im Lohn— oder Gehaltsverhält■is nach vier Jahren

ordn'ngsgemääer Beschäftigung auch dann “00h gegeben 151, wenn

die Beschäftigung durch andere als die in Art 5 Abs 2 des Be-

schlusses genannten Zeiten unterbrochen werden ist (vgl hierzu

verneinend Heilbronner, Ausländerrecht, Rd2 896 f; bejahend

Siebacx‚ Arbeitserlaubnisrecht, 3 18b f)- Da die Beklagte auf—

grund der Heisungen des Bundesministers für Arbeit UÜÖ302131—

ordnung in Anwendung des Assoziationerat$béß€hlusses Nr 1/30 AF-

beitserlaubnisse erteilt, ist vielmehr entscheidend, Ob Sie dem

Kläger eine Arbeitserlaubnis verweigert, die sie in ■nwendung 385

Art 0 Abs 1 - 3. Spiegelstrich - des Beechlusses Nr 1/80 sonst

zu erteilen pflegt. Das aber ist ausweiölicn der PFäXiä der Be-

klagten, wie sie sich aus ihren Runderlässen und den Dienstan—

weisungen ergibt, nicht der Fall.

Art 2 des Assoziationsratsbeschlusses Nr 2f75 sah vor, daß ein
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türkischer Arbeitnehmer nach fünf Jahren ordnungsgemäßer Be—

schäftigung in einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft dort freien

Zugang zu jeder von ihm gewählten Beschä tigung im Lohn- oder

Gehaltsverhältnis hat. Art 6 Abs 1 - 3. Spiegelstrich - des As—

soziationsratsbeschlusses Nr 1/80 verminderte die zeitliche Vor—

aussetzung auf vier Jahre ordnungsgemäßer Beschäftigung. In bei-

den Beschlü35en heißt es, daß der Jahresurlaub und die Kurz-

fristige Abwesenheit wegen Krankheit, Hutterschaft oder Arbeitsq

unfällen bzw die Abwesenheit wegen Mutterschaft, Arbeitsunfall

oder kurzer Krankheit den Zeiten ordnungsgemäßer Beschäftigung

gleichgestellt werden (Art 2 Abs 1 Buchst 0 Satz 1 Beschluß

ir 2/76; Art 6 Abs 2 Satz 1 Beschluß Nr 1/80). Beide Beschlüsse

bestimmten ferner, das die Zeiten unverschuldeter Arbeitslosig-

xeit, die von den zuständigen Behörden ordnungsgemäß festgestellt

werden sind, sowie die Abwesenheit wegen langer Kranxheit nicht

den Zeiten ordnungsgemäßer Bescnäftigung gleichgestellt werden,

indessen nicht die aufgrund der vorherigen Beschäftigungszeit

erworbenen Ansprüche berühren (Art 2 Abs 1 Buchst 0 Satz 2 Be-

schluß Nr 2/76; Art 6 Abs 2 Satz 2 Beschluß Nr 1/80). Während die

Beklagte in ihren Weisungen zu dem Beschluß Nr 2/76 sich noch auf

den Hinweis beschränkt hatte, daß nach fünfjähriger ordnungsge-

mäßer Beschäftigung der Geltungsbereich der besonderen Arbeits-

erlaubnis nicht mehr eingeschränkt werden darf (II Nr “ des Er—

lasses vom 15. Juli 1977, ANBA 1089), hat sie zu dem Beschluß

Nr 1/80 ausdrücklich die Ansicht vertreten, nach vierjähriger

ordnungsgemäßer Beschäftigung hätten türkische Arbeitnehmer An-

spruch auf eine besondere Arbeitserlaubnis, die in Anlehnung an

5 2 Abs 1 Nr 1 ArbErlaubV iVm 3 4 Abs 2 Satz 1 ArbErlaubV auf
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fünf Jahre zu befristen sei (vgl II Nr 3 des Erlasses vom

2a. November 1980, ANBA 1981, 2; vgl jetgt 4.10.115 der durch

den Dienstblatt—Rdßrl 93f83 eingeführten Dienstanueisungen zum

Arbeitserlaubnisrecht, abgedrucat im HandbuCh d€F Arbeitsver—

mittlung/Arbeitsberatung). Dabei sind die ÜGiSUDSGÜ immer davon

ausgegangen, daß eine Arbeitserlaubnie gemäß Art 2 des Beschlus—

ses Nr 2/75 bzw Art 6 des Beschlusses Nr 1/80 nur zu erteilen

ist, wenn die BeschäftigUng ordnungsgemäß und ununterbrochen

ausgeübt wurde. Das ist in ü.10.112 und ü.10.122 der Diensten—

meisungen zum ärbeitserlaubnisrecht Klar zum ÄUSÖFUCK geacmmen.

In den Erlassen v0m 15. Juli 1977 und vom 2“- November 1930 hat

die Beklagte darauf hingewiesen, daß die erfcfderliche 385Chäf—

tigung von fünf bzw vier Jahren (anders als bei Arbeitnehmern aus

anderen Ländern) bei türkischen Arbeitnehmern ■iCht dUFCh Zeiten

unverschuldeter Arbeitslosigkeit und Kranäheit über drei Monate

hinaus unterbrochen wird und diese Zeiten vom Antragsteller in

geeigneter Form nachzuweisen sind (II Er 5 des Erlasses von 1977;

II Nr H des Erlasses von 1980). Diese letztgenannten Ueisungen

haben nur dann einen Sinn, uenn grundsätzlicn eine ununterbro—

chene Beschäftigung vorausgesetzt wird, bevor in Anwendung des

Art 2 des Beschlusses Nr 2/76 bzw des Art 0 Abs 1 - 3- 5P13891-

' ‚__strich — des Beschlusses Nr 1/80 eine unbeschränkt€ Arbeiuser—

laubnis erteilt werden darf.

Damit s„eht aber fest, daß die Beklagte Art 3 Abs 1 GG HiCht

verletzt hat, wenn sie bis zum Schluß der mündlichen Verhandlung

„ €vor dem LSG dem Kläger auch in Anwendung des Art Ö BBS 1 dee Äu-

seziationsratsbeschlusses Nr 1/80 Keine unbeschränkte Arbeits—
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erlaubnis erteilt hat. Da die Beklagte andere als die in 3 2

Abs “ ArbErlaubV und Art 6 Abs 2 des Beschlusses Nr 1/80

genannten Zeiten, also auch Zeiten, in denen der türkische Ar-

beitnehmer wegen Nichtmeldung dem deutschen Arbeitsmarkt nicht

zur Verfügung steht, als unterbrechend ansieht, sofern drei Mo-

nate überschritten werden sind, entspricht es der Praxis der Be-

Klagten, wenn auf die vor dem 16. April 1979 liEgenden Beschäf-

tigungszeiten nicht mehr zurückgegriffen wird, nachdem der Kläger

vom 10. April bis zum 24. Juli 1979 dem deutschen Arbeitsmarkt

nicht mehr zur Verfügung stand. Die erneute vierjährige Beschäf-

tigung, die Art 6 Abs 1 - 3. Spiegelstrich - des Beschlusses

Nr 1/80 in der Praxis der Beklagten demnach voraussetzt, Konnte

der Kläger, da er seit 1982 arbeitslos ist, auch bis zur mündli-

chen Verhandlung vor dem LSG am ?. Mai 1985 nicht erfüllen.

Das LSG hat daher im Ergebnis zu Recht die Berufung des Klägers

zurückgewiesen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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